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Vorsorglicher Obhutsentzug – Rechte und Pflichten des Beistands
Sachverhalt

Das Dispositiv zur Anordnung einer Beistandschaft nach Art. 308 Abs. 2 und 3 ZGB enthält u.a. folgende Formulierung:

„ Die elterliche Obhut wird dem Vater gestützt auf Art. 310 Abs. 1 ZGB vorsorglich entzogen. Falls erneute Eskalationen mit Gewaltübergriffen entstehen, wird XY (das Kind) in eine geeignete Einrichtung platziert. Die elterliche Sorge wird gestützt auf Art. 308 Abs. 3 ZGB eingeschränkt. Die Entscheidung über eine allfällige Platzierung von XY ist somit Sache der Beiständin.“


Die Beiständin erkundigt sich, ob die elterliche Obhut auf unbestimmte Zeit vorsorglich entzogen werden könne und ob eine allfällige Platzierung in der Kompetenz der Beiständin liege.
Erwägungen

Vorsorgliche Entscheide im Sinne von Zwischenentscheiden können nur im Rahmen eines ordentlichen Verfahrens ergehen, namentlich wenn es darum geht, einen bestehenden Zustand zu erhalten oder bedrohte rechtliche Interessen rechtzeitig zu schützen (vgl. einschlägige Bestimmungen des kantonalen Verwaltungsrechtspflegegesetzes). Im vorliegenden Fall ist möglicherweise kein vorsorglicher Entscheid im Sinne des Verwaltungsverfahrens gemeint sondern die definitive Aufhebung der (rechtlichen)Obhut und die einstweilige Belassung des Kindes unter der (faktischen) Obhut des Vaters.

Diese „Konstruktion“ ist zwar grundsätzlich möglich, wenn auch nicht unproblematisch. Entweder sind die Voraussetzungen für einen Obhutsentzug gegeben und es wird gleichzeitig eine geeignete Platzierung ins Auge gefasst oder man kann das Kind in der Obhut des Vaters belassen und bei entsprechender Gefährdung, notfalls superprovisorisch, einen Obhutsentzug verfügen und das Kind an einem geeigneten Ort unterbringen

Keinesfalls zulässig ist die Delegation der Wahl des Unterbringungsortes an die Beiständin. Dies ergibt sich aus dem Wortlaut von Art. 310 Abs. 1: die Vormundschaftsbehörde hat die Obhut zu entziehen und das Kind in angemessener Weise unterzubringen. Das bedeutet, dass die Beiständin zwar Abklärungen und die Finanzierung der Unterbringung vorbereiten, diese aber der Vormundschaftsbehörde zum Beschluss unterbreiten muss. Lediglich der Vormund hat im Rahmen von Art. 405 ZGB die Befugnis, das Kind unterzubringen. Sobald er dieses jedoch in eine stationäre Einrichtung platzieren will, entscheidet ausser bei Gefahr im Verzug die Vormundschaftsbehörde auf Antrag des Vormundes über die Unterbringung (Art. 405a Abs. 1 ZGB).
Schlussfolgerung

Die zitierte Formulierung im Beschlussdispositiv ist rechtlich nicht zulässig. Es gibt zwei Möglichkeiten, diesen Irrtum zu korrigieren:

· einen neuen korrekten Beschluss erlassen oder

· falls eine Platzierung erforderlich ist, der Vormundschaftsbehörde Antrag auf Erlass eines Platzierungsentscheides zu unterbreiten. 

Luzern, 14. September 2004

Christoph Häfeli
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